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Parteien einigen sich auf
Nafta-Nachfolgeabkommen 
WASHINGTON (dpa) - Die Demo-
kraten im US-Repräsentantenhaus
und die Regierung haben sich nach
zähen Verhandlungen auf ein um-
fassendes Freihandelsabkommen für
die USA, Mexiko und Kanada ver-
ständigt. Nun soll das USMCA
genannte Abkommen in Kürze vom
Parlament ratifiziert werden. Der
Pakt umfasse jetzt strengere Regeln
für die Rechte von Arbeitnehmern,
verschreibungspflichtige Medika-
mente und den Umweltschutz, sagte
die Sprecherin des Repräsentanten-
hauses, Nancy Pelosi, am Dienstag
vor Journalisten in Washington. Das
Abkommen wird den 1994 abge-
schlossenen nordamerikanischen
Freihandelspakt Nafta ablösen. „Es
ist keine Frage, dass dieses Ab-
kommen besser ist als Nafta“, sagte
Pelosi. USMCA umfasse auch stär-
kere Mechanismen zur Durch-
setzung der vereinbarten Normen.

Kassenumstellung belastet
Fleischerbetriebe 
BERLIN (dpa) - Die im Kampf gegen
Steuerbetrug geplante Umstellung
von Ladenkassen belastet Fleische-
reien nach Darstellung des Bran-
chenverbands weit stärker als ande-
re Betriebe. „Gerade für einen klei-
nen Handwerksbetrieb ist das eine
Investition, die in die Existenz-
bedrohung gehen kann“, sagt Gero
Jentzsch vom Deutschen Fleischer-
Verband. Die Nachbesserung der
Kassen ist Teil der Kassensiche-
rungsverordnung, die Steuerbetrug
an der Ladenkasse verhindern soll.
Durch eine technische Sicherheits-
einrichtung sollen die Kassen fäl-
schungssicher werden. In Fleische-
reien seien aber Kassen und Waagen
verbunden, sagte Jentzsch. Die Kos-
ten zur Umstellung seien dadurch
mit 4000 Euro pro Geschäft bedeu-
tend höher als etwa in einem Kiosk.

Schaeffler-Finanzchef
Heinrich geht zu Dürr 
BIETIGHEIM-BISSINGEN (dpa) -
Der Maschinenbauer Dürr bekommt
einen neuen Finanzchef. Dietmar
Heinrich sei noch in gleicher Funk-
tion beim Automobilzulieferer
Schaeffler tätig, teilte Dürr am
Dienstag mit. Von August 2020 an
werde er bei Dürr die Nachfolge von
Carlo Crosetto antreten. Außerdem
wird Vorstandsmitglied Jochen
Weyrauch der stellvertretende Chef
von Dürr. Weyrauch habe „das
Dürr-Kerngeschäft mit der Auto-
mobilindustrie in den letzten Jahren
maßgeblich geprägt“, sagte Auf-
sichtsratschef Karl-Heinz Streibich.

Weniger tödliche 
Arbeitsunfälle 
BERLIN (dpa) - Die Zahl tödlicher
Unfälle am Arbeitsplatz in Deutsch-
land ist im vergangenen Jahr um 48
auf 453 gesunken. Insgesamt gab es
949 309 meldepflichtige Arbeits-
unfälle, 0,6 Prozent weniger als im
Vorjahr, wie aus einem Bericht der
Bundesregierung über den Stand
von Sicherheit und Gesundheit bei
der Arbeit weiter hervorgeht. Zu
Berufskrankheiten wurden 82 622
Verdachtsanzeigen gestellt, 2848
mehr als im Vorjahr. Den größten
Anstieg gab es bei der 2015 einge-
führten Berufskrankheit Hautkrebs
durch UV-Strahlung und bei
Schwerhörigkeit wegen Lärm. Der
Bericht sollte an diesem Mittwoch
im Kabinett beraten werden.

Tiefkühlbäcker Coppenrath
& Wiese wächst 
METTINGEN (dpa) - Coppenrath &
Wiese, deutscher Marktführer bei
tiefgekühlten Backwaren, wächst
vor allem dank Blechkuchen und
Brötchen. Für das laufende Jahr
erwarte das Unternehmen einen
Umsatzzuwachs von rund sechs
Prozent auf 420 Millionen Euro,
sagte Geschäftsführer Andreas
Wallmeier am Dienstag im müns-
terländischen Mettingen. Der Per-
sonalbestand des niedersächsisch-
westfälischen Unternehmens sei
seit dem Einstieg des Nahrungs-
mittelkonzerns Dr. Oetker im Jahr
2015 um 30 Prozent auf aktuell 2968
Mitarbeiter gestiegen. „Bis 2023
wollen wir 25 Prozent Umsatz-
wachstum erreichen“, sagte Wall-
meier. Zu Ergebniserwartungen
sagte er nichts. Ein Viertel des
Umsatzes wird im Ausland erzielt,
15 Prozent der Erlöse kommen
momentan aus Großbritannien.

Verdi ruft zu mehrtägigem
Streik bei Amazon auf
DÜSSELDORF (AFP) - Mit einem
„Adventsstreik“ an zwei Standorten
in Nordrhein-Westfalen will die
Gewerkschaft Verdi das Weihnachts-
geschäft des Online-Versandhänd-
lers Amazon stören. Seit Mitternacht
sind die Beschäftigten an den Stand-
orten Rheinberg und Werne auf-
gerufen, bis einschließlich Samstag
die Arbeit niederzulegen, wie die
Gewerkschaft mitteilte. Verdi fordert
seit Langem einen Tarifvertrag für
die Amazon-Beschäftigten. Bereits
Ende November hatten Amazon-
Beschäftigte mit mehrtägigen Streiks
rund um die Schnäppchentage
„Black Friday“ und „Cyber Monday“
ihre Forderungen nach einem Tarif-
vertrag unterstrichen.

Stuttgart (10. Dezember) - Groß-
vieh. Preise: Bullen A 198 – 208
Euro, Ø 203,5 Euro, Bullen B 182 –
193 Euro, Kühe A 140 – 150 Euro, Ø
145,8 Euro, Kühe B 120 – 135 Euro,
Kühe C 95 – 115 Euro, Kühe D 70 –
90 Euro. Färsen A 165 – 180 Euro, Ø
173,9 Euro, Färsen B 150 – 160 Euro,
Färsen C 120 – 145 Euro. Um Notiz:
501 Bullen, 773 Kühe und 287 Fär-
sen. Marktverlauf: mittel. 
Preis für QZ-Schlachtschweine,
Woche vom 2. bis 7. Dezember 2019:
2,08 Euro/kg Schlachtgewicht. 638
Stück. Quelle: VFHV BW, LBV

Marktbericht
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FRANKFURT (dpa) - Erstmals seit
dem Krisenjahr 2009 erwartet die
Wirtschaftsauskunftei im nächsten
Jahr wieder einen Anstieg der Insol-
venzen von Unternehmen. „Der jah-
relange Rückgang bei den Unterneh-
mensinsolvenzen ist de facto been-
det“, stellte Creditreform-Hauptge-
schäftsführer Volker Ulbricht am
Dienstag in Frankfurt fest. Die kon-
junkturelle Abschwächung in
Deutschland mache sich zunehmend
in der Insolvenzstatistik bemerkbar.

Für das kommende Jahr rechnet
Creditreform mit 19 800 Firmenplei-
ten in Europas größter Volkswirt-
schaft. Das wäre eine Trendwende:
Seit 2009 (32 930 Fälle) sind die Zah-
len kontinuierlich gesunken, seit dem
Höchststand im Jahr 2003 mit 39 470
Firmenpleiten haben sich die Fallzah-
len in Deutschland halbiert.

Bis zum Ende des laufenden Jahres
werden nach Einschätzung von Cre-
ditreform 19 400 Unternehmen hier-
zulande den Gang zum Insolvenz-
richter angetreten haben. Das wären
fast genauso viele wie im Jahr 2018
(19 410 Fälle).

Bei den Verbraucherinsolvenzen
setzte sich der seit 2010 anhaltende
rückläufige Trend fort, wenn auch
nicht mehr so deutlich: 65 700 Privat-
leute rutschten im Jahr 2019 in die
Pleite und damit 3,0 Prozent weniger
als ein Jahr zuvor (67 740). Hier er-
wartet Creditreform dank der nach
wie vor guten Lage auf dem Arbeits-
markt 2020 einen weiteren Rückgang
auf 64 000 Fälle.

Die Zahl der Unternehmensinsol-
venzen verharrt auf dem niedrigsten
Stand seit 25 Jahren. Doch womöglich

trügt die Ruhe. Einer Auswertung des
Informationsdienstleisters Crifbür-
gel zufolge gehen über 310 000 Un-
ternehmen in Deutschland mit finan-
ziellen Problemen ins Jahr 2020. Vie-
le Unternehmen hätten in den ver-
gangenen Jahren „einen Puffer gegen
Krisen aufgebaut“, erklärte Crifbür-
gel-Geschäftsführerin Ingrid Riehl.
„Diese Widerstandsfähigkeit beginnt
jedoch zu bröckeln.“

Handelskonflikte und das Brexit-
Drama belasten Exporteure, die Um-
brüche in der Automobilindustrie
fordern auch deren Zulieferer. „Hin-
zu kommt die steigende Anzahl an
Großinsolvenzen im Jahr 2019. In vie-
len Fällen sorgen so Dominoeffekte
dafür, dass zahlungsunfähige Firmen
weitere Unternehmen mit in die In-
solvenz ziehen“, analysierte Riehl.

Die meisten Unternehmen ster-
ben im Verborgenen: In vier von fünf
Fällen (81,7 Prozent) haben Firmen,
die in die Pleite rutschen, nach Anga-
ben von Creditreform höchstens fünf
Beschäftigte. Besonders groß ist das
Pleiterisiko demnach etwa bei Um-
zugstransporten, Bars sowie Wach-
und Sicherheitsdiensten.

Jede einzelne Firmenpleite – und
sei sie noch so klein – trifft Mitarbei-
ter und Gläubiger hart. In Summe ste-
hen Creditreform zufolge im laufen-
den Jahr rund 218 000 Arbeitsplätze
auf der Kippe oder sind bereits ver-
loren – etwa 20 000 mehr als ein Jahr
zuvor.

Handwerker, Lieferanten, Kredit-
geber müssen häufig zumindest auf
einen Teil ihres Geldes verzichten.
Creditreform schätzt die Insolvenz-
schäden im laufenden Jahr auf insge-
samt 23,5 Milliarden Euro – auch dies
mehr als 2018 (20,1 Mrd Euro).

Fachleute rechnen mit 
mehr Firmenpleiten 

Konjunkturelle Abschwächung in Deutschland macht
sich zunehmend in der Insolvenzstatistik bemerkbar 

Von Jörn Bender


BERLIN (dpa) - Ein Jahr nach dem
Start von Apple Pay in Deutschland
können deutlich mehr Verbraucher
den Mobil-Bezahldienst des iPhone-
Konzerns nutzen als zuvor. Am
Dienstag starteten 371 von 379 deut-
schen Sparkassen den Service für ih-
re rund 50 Millionen Kunden. Als
weitere Kreditinstitute kamen in ei-
nem Schwung auch Commerzbank,
Norisbank und die LBBW hinzu. Al-
leine die Commerzbank zählt rund
elf Millionen Privatkunden.

Zunächst können nur von den
Banken ausgegebene Kreditkarten
und Debitkarten eingebunden wer-
den. Eine Lösung für die in Deutsch-
land sehr viel genutzte Girocard, die
viele Verbraucher noch unter dem
alten Markennamen EC-Karte ken-
nen, ist noch in Arbeit. Sie soll im
kommenden Jahr eingeführt werden,
sagte Apple-Pay-Chefin Jennifer Bai-

ley. Mit Apple Pay können die Kun-
den mit dem iPhone und der Compu-
teruhr Apple Watch an der Laden-
kasse wie mit einer kontaktlosen
Karte bezahlen. Außerdem kann das
Bezahlverfahren im Web genutzt
werden. Die Nutzer geben die Trans-
aktionen über die iPhone-Gesichts-
erkennung Face ID oder den Finger-
abdruck-Scanner frei. Dadurch liege
die Betrugsrate praktisch auf Null,
betonte Bailey.

Beim Einsatz von Apple Pay wer-
den die tatsächlichen Nummern we-
der auf dem Gerät noch auf den App-
le Servern gespeichert, betonten die
Kreditkartengesellschaften Master-
card und Visa. Apple Pay gilt als si-
cheres und datenschutzfreundliches
Zahlungsmittel, obwohl viele Bank-
kunden noch skeptisch sind. Bei der
repräsentativen Innofact-Umfrage
des Vergleichsportals Verivox sagten
immerhin gut ein Drittel der Befrag-
ten (35 Prozent): „Ich glaube, es ist
nicht sicher.“ 

Apple Pay startet in
Deutschland durch

Mobil-Bezahldienst gilt unter Fachleuten als sicheres
und datenschutzfreundliches Zahlungsmittel

Von Christoph Dernbach 
und Andrej Sokolow



Apple Pay ist inzwischen auch für Mastercard-Inhaber der Commerzbank,
Norisbank und den Sparkassen verfügbar. FOTO: MASTERCARD

MANNHEIM (sz) – Heizöl-Notierungen des Verban-
des für Energiehandel Südwest-Mitte (für je 100
Liter Superheizöl bei Lieferung von 3000 Liter ein-
schließlich MwSt. zuzüglich Zuschläge für Trans-
port und Logistik, Vorwochenpreis in Klammern):

Ravensburg 
Friedrichshafen 73,23 (73,14) - 74,38 (74,29) 

Ulm, Biberach 
Sigmaringen 73,47 (71,88) - 75,89 (73,13) 

Rottweil, Oberndorf 
Tuttlingen 71,98 (71,85) - 73,36 (73,24) 

Aalen 
Ellwangen 70,89 (70,61) - 72,12 (71,77)

Nach unseren Erfahrungen bewegen sich die An-
gaben am oberen Ende der Preisspanne.

Heizölpreise

STUTTGART (dpa) - Nach
der EU-Genehmigung von
Fördermilliarden für die
Batteriezellenproduktion
hat Baden-Württembergs
Wirtschaftsministerin
Nicole Hoffmeister-Kraut
eine rasche Bereitstellung
der Gelder durch den
Bund angemahnt. Unter
anderem soll auch Varta in
Ellwangen (Ostalbkreis)
von den Mitteln profitie-
ren. Baden-Württemberg sei bereit,
einen finanziellen Anteil aufzubrin-
gen, erklärte die CDU-Politikerin
am Dienstag. „Ich erwarte im Ge-
genzug aber auch, dass der Bund
uns in die Umsetzung konzeptionell
und strategisch enger einbindet.“

Am Vortag hatte die EU grünes
Licht für Investitionsbeihilfen im
Rahmen des europäischen Projektes

zur Batteriezellfertigung
(IPCEI) in Höhe von 3,2
Milliarden Euro gegeben.
Deutschland darf demnach
1,25 Milliarden Euro zur
Förderung mehrerer Un-
ternehmen aufwenden –
neben Varta auch die Auto-
bauer BMW und Opel
sowie der Chemiekonzern
BASF. 

Jetzt sei Schnelligkeit
gefragt, denn das wirt-

schaftliche Umfeld bei der Batterie-
zellenfertigung werde immer
schwieriger, sagte Hoffmeister-
Kraut laut einer Mitteilung. Ziel des
Projekts sei es, dass bis 2030 rund
30 Prozent der weltweiten Nach-
frage nach Batteriezellen aus deut-
scher und europäischer Produktion
bedient werden. „Baden-Württem-
berg muss dabei Vorreiter sein.“ 

Kurz berichtet


Ministerin: Fördergelder für 
Batteriezellen müssen rasch fließen 

Nicole Hoff-
meister-Kraut
(CDU) FOTO: DPA

FRANKFURT - Wer künftig eine Le-
bensversicherung abschließen will,
muss sich auf einen niedrigeren Ga-
rantiezins einstellen. Die Versiche-
rungsmathematiker der Deutschen
Aktuarvereinigung (DAV) empfeh-
len, diesen Zinssatz von noch 0,9
Prozent auf 0,5 Prozent zu senken.
Der gilt nur für Neukunden und das
wahrscheinlich von 2021 an.

Die letzte Entscheidung dazu fällt
das Bundesfinanzministerium. In
der Vergangenheit ist es meist den
Empfehlungen gefolgt. Nur 2016 ist
es davon abgewichen. Da hatte die
DAV nämlich 1,0 Prozent vorgeschla-
gen, am Ende wurde der Garantie-
zins auf 0,9 Prozent gesenkt. Dass
dieser Zinssatz aber gesenkt wird, ist
wohl gesetzt. Denn am niedrigen
Zinsumfeld wird sich mittelfristig
nichts ändern. Das ist spätestens seit
der Zinsentscheidung der Europäi-
schen Zentralbank im September
klar. So wird es für die Versicherer
immer schwerer, einen ausreichen-
den Zins zu erwirtschaften.

Die Branche hofft, dass das Minis-
terium zügig entscheidet, damit zum
Jahreswechsel 2020/2021 die Ände-
rungen wirksam werden könnten.
Denn für die Umsetzung dieses neu-
en Zinses benötige man Zeit, sagte
ein Sprecher der deutschen Versi-
cherungswirtschaft. Die neue Tarif-
generation müsse entsprechend neu
kalkuliert und in die IT überführt
werden.

Der „Höchstrechnungszinssatz“
Der Garantiezins heißt in der Bran-
che jedoch korrekt „Höchstrech-
nungszinssatz“. Denn er garantiert
nicht diesen Zinssatz, sondern er
stellt die Höchstgrenze dar. Die Ver-
sicherungsgesellschaften können al-
so auch einen geringeren Zinssatz als
Grundlage anbieten, den die Kunden
auf jeden Fall erhalten. Doch aus
Gründen des Wettbewerbs verzich-
ten sie darauf meist. Dieser Höchst-
rechnungszinssatz wird errechnet
aus der Durchschnittsrendite der
letzten zehn Jahre, die die sicheren
zehnjährigen Staatsanleihen in Euro-
pa erbracht haben. Denn die Versi-
cherungen sollen diesen Zinssatz
wirtschaftlich tragen können, weil

sie ja langfristig das Kapital ihrer
Kunden verwalten.

Doch auch die Bestandskunden,
also diejenigen, die schon eine Police
besitzen, spüren die Niedrigzinsen
immer deutlicher. Einige, darunter
der Marktführer Allianz, haben
schon angekündigt, dass sie die lau-
fende Verzinsung für das kommende
Jahr senken wollen. 

Gesamtverzinsung bei 3,1 Prozent
Diese laufende Verzinsung errech-
net sich aus dem Garantiezins plus
der Überschussbeteiligung, also
dem, was die Versicherer mit ihrer
Anlagestrategie erwirtschaften.
Glück hat, wer noch einen alten Ver-
trag hat mit einer noch höheren Zins-
garantie. Daran müssen sich die Ver-
sicherungen halten. Ausgezahlt wird

am Ende der Laufzeit dann die Ge-
samtverzinsung. Zu der zählt neben
Garantiezins und Überschussbeteili-
gung auch der Schlussüberschuss.
Diese Gesamtverzinsung liegt bei
der Allianz Leben für 2020 bei klassi-
schen Lebens- und Rentenversiche-
rungen bei 3,1 Prozent.

Die neuerliche Absenkung des
Höchstrechnungszinses für Neukun-
den dürfte die Lebensversicherung
nun noch unattraktiver machen. Das
einst bei den sicherheitsbewussten
Deutschen so beliebte Produkt sei
für die Altersvorsorge nicht mehr ge-
eignet, meinen Verbraucherschüt-
zer. Der Grund dafür, so meint etwa
Niels Nauhauser von der Verbrau-
cherzentrale Baden-Württemberg,
seien die hohen Kosten für Vertrieb
und Verwaltung des Produkts. Wenn

man die nämlich von der Rendite ab-
ziehe, dann bleibe eine garantierte
Leistung von Null – auch jetzt schon.
Viele Versicherungen sind wegen
der niedrigen Zinsen ohnehin dazu
übergegangen, mehr Risiko auf die
Kunden abzuwälzen und die Garan-
tie weit zurückzufahren. Dazu haben
sie verschiedene Produkte entwi-
ckelt, die nur den Erhalt der einge-
zahlten Beträge zusagen – und auch
das nicht immer in vollem Umfang. 

Aber selbst das zahle sich für die
Sparer in der Regel kaum aus, meint
Nauhauser. Denn in die meisten Pro-
dukte fließen die jährlichen Garan-
tien dann doch noch in irgendeiner
Form ein. Die Anleger hätten also
trotz des höheren Risikos kaum
Chancen, tatsächlich ihr Vermögen
zu vermehren.

Garantiezins auf Talfahrt

Von Brigitte Scholtes


Lebensversicherungen unter der Lupe: Wer mit dem Gedanken spielt eine solche abzuschließen, muss künftig
mit geringeren Garantiezinsen rechnen. FOTO: JENS BÜTTNER/DPA

Lebensversicherungskunden haben kaum Chancen, ihr Vermögen zu vermehren


